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Das XLI. Studierendenparlament der Rheinischen Friedrichs-Wilhelm-Universität Bonn hat in seiner  

 
2. ordentlichen Sitzung vom 17. April 2019 

 
mehrheitlich den angehängten Antrag der o.g. Antragsstellenden 

 
zur Stellungnahme gegenüber der Ministerin für Kultur und Wissenschaft bzw. der NRW Landesregierung 

bezüglich des Regierungsentwurfs zum neuen Hochschulfreiheitsgesetz 
 

beschlossen. 
 
 
 
 
 
      
Kay A. Frenken        
– Erster SP-Sprecher – 
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Studierendenparlament der Universität Bonn
XLI. Wahlperiode

Antrag
der Fraktion der Grünen Hochschulgruppe, der Juso-
Hochschulgruppe und der Liste Undogmatischer
StudentInnen

17. April 2019

Das SP möge beschließen:

Das XLI. Bonner Studierendenparlament fordert die Landesregierung Nordrhein-Westfalen,
insbesondere Isabel Pfeiffer-Poensgen als Ministerin für Kultur und Wissenschaft, dringend
dazu auf, den Entwurf des Hochschulfreiheitsgesetzes in seiner jetzigen Fassung zurückzu-
ziehen, um unerlässliche tiefgreifende Änderungen vorzunehmen.
Es ist undemokratisch, dass die studentische Mitbestimmung im Senat abgeschafft werden
kann, was einer Missachtung der größten Statusgruppe der Universität gleichkäme; Demokra-
tie  darf nicht  optional  sein. Zusätzlich soll  universitätsintern entschieden werden, ob eine
Vertretung der künstlerischen und studentischen Hilfskräfte nötig wäre. Dies verringert die
Mitbestimmungsmöglichkeiten dieser Studierenden, die für den Wissenschafts- und Lehrbe-
trieb unerlässlich sind, dramatisch.
Darüber hinaus sind folgende Punkte für die politische Teilhabe und das demokratische Ver-
hältnis zwischen Studierenden und Lehrenden eine niederschmetternde Perspektive:

 Stärkung des Hochschulrats und die damit einhergehende Einschränkung der Senats-
befugnisse

 Möglichkeit der Wiedereinführung von Anwesenheitspflichten

 Einführung von verpflichtenden Studienverlaufsvereinbarungen mit termingebunden
zu erbringenden Prüfungs- und Studienleistungen

 Streichung der Verpflichtung zur Einführung einer Zivilklausel

 Festlegung der Repräsentation der universitären Statusgruppen durch Entscheidung
des Senates. Angesichts der Mehrheit der Professor*innen in dem Gremium bedroht
dies die studentische Mitbestimmung weiter.

Das Studierendenparlament begrüßt unterdessen, dass  angesichts des mangelhaften Manage-
ments des Bau- und Liegenschaftsbetriebes die Hochschulen die Bauherrschaft übernehmen
können. Des weiteren wird begrüßt, dass die Einschreibung für Personen mit Behinderung
nicht mehr untersagt werden darf. Da Anpassungen in den oben genannten Punkten versäumt
wurden, missbilligen die studentischen Vertreterinnen und Vertreter den Gesetzesentwurf.

Begründung:

Der Gesetzesvorschlag würde zwar den Hochschulen mehr Spielraum bei der Ausgestaltung
von Lehre und Forschung einräumen; Da der Entwurf gleichzeitig massive Einschnitte in die
studentische Mitbestimmung vorsieht, ist er in seiner aktuellen Form inakzeptabel und würde
die Freiheit der Hochschulen nicht stärken, sondern ebendiese Freiheit der universitären For-
schung und Lehre in Nordrhein-Westfalen massiv einschränken. Studentische Vertreterinnen
und Vertreter haben sich in den letzten Jahrzehnten ihre weiterhin geringen Mitspracherechte
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auf universitärer Ebene hart erkämpft. Die tiefgreifende Einschränkung in die demokratische
Teilhabe von Studierenden an den Entscheidungen ihrer Alma Mater ist ein erschreckender
Rückschritt auf dem Weg der Gleichberechtigung von Studentinnen und Studenten und der
Eigenverantwortung, für die die Landesregierung NRW in anderen Fällen stark wirbt.
Eine grundsätzliche Befreiung der Anwesenheitsplicht muss indiskutabel bleiben, da alles an-
dere die Studierenden entmündigt und ihnen die Entscheidungskompetenz abspricht, welche
Sitzung für das Erreichen des Studienzieles hilfreich ist und welche nicht. Ebenso schlimm
träfen weitere Anwesenheitsplichten Studierende mit Kindern, mit zu pflegenden Angehöri-
gen und den hohen Anteil derer, die parallel zum Studium arbeiten müssen. Das unvermeid-
bare Versäumen von Veranstaltungen darf in diesen Fällen nicht zu einer Benachteiligung
führen. Die geplanten individuellen Ausnahmeregelungen verfolgen zwar einen lobenswerten
Ansatz aber würden betroffene Studierende stigmatisieren. 
Zwar wird den Hochschulen eine Pflicht zur Studienberatung vorgeschrieben, aber gleichzei-
tig wird das Studium durch sogenannte Studienverlaufsvereinbarungen in realitätsferner Wei-
se fremdbestimmt.  Die vorgesehene Grenze,  ab der Hochschulen ebendiese Vereinbarung
verlangen können, ist mit ⅔ noch offenen Leistungspunkten nach der Hälfte der Regelstudi-
enzeit deutlich zu knapp bemessen; wenn davon abgesehen wird dass schon eine Verpflich-
tung für sich genommen den Studierenden jegliche Freiheit raubt. Die vorgeschriebene Be-
rücksichtigung der  “persönlichen Situation”  der Studierenden kann allenfalls  als  vage be-
zeichnet  werden  und  ermöglicht  daher  willkürliche  Entscheidungen.  Für  Studierende  mit
Krankheit,  Migrationshintergrund  oder  solchen,  die  parallel  eine  Berufstätigkeit  ausüben
müssen, ist diese Unsicherheit nicht vertretbar. Durch den großen Ermessensspielraum könn-
ten des weiteren unabsehbare Klagen aufkommen, was augenscheinlich von keiner Seite be-
grüßt werden kann.
Nicht zuletzt wird in dem Gesetzesentwurf die Aufhebung der verpflichtenden Zivilklausel
damit begründet, dass in Deutschland der Wille zu einer friedlichen Welt tief im öffentlichen
Bewusstsein verankert sei. Dies kann angesichts der Rüstungsexporte nur als grundsätzliche
Verkennung der Tatsachen interpretiert werden. Vor diesem Hintergrund sei daran erinnert,
dass die Bundesrepublik 2017 Waffenexporte in der Höhe von 4,12 Milliarden Euro billigte
(Rüstungsexportbericht der Bundesregierung). Mit dem Wegfall der Zivilklausel stehen alle
Türen für eine militärische Forschung an den Hochschulen offen; Es ist nicht erkennbar, wie
gleichzeitig der Wille zu einer friedlichen Welt wiederhergestellt werden soll.

gez. die Fraktionssprecherinnen

Bonn, den __._______. 2019

_______________ _______________ _______________
GHG Juso-HSG LUST
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